
KLARTEXT
Sozialistische Monatszeitung für 
Rostock und den Landkreis Rostock

Nr. 277 - 30. Jahrgang 
DEZEMBER 2022

Spendenbeitrag 50 Cent

In dieser 
Ausgabe  

OBERBÜRGERMEISTERIN EVA

Seite 2: Krieg gegen die Kurden
Seite 3: OB-Wahlkampf / Laage
Seite 4: Bürgerbeteiligung
Seite 5: Neujahrsgrüße
Seite 6: Bilanz Rot-Rot

Seite 7: Seniorenpolitik
Seite 8/9: Bürgergeld
Seite 10: Aus dem Kreistag
Seite 11: Volkstrauertag
Seite 12: Ina in Afrika

Unsere neue Chefin

Mit dem Wort „historisch“ sollte man 
sparsam umgehen, die OB-Wahl wird aber 
zweifellos in die Geschichtsbücher einge-
hen. Zum ersten Mal in der über 800-jäh-
rigen Stadtgeschichte wird mit Eva eine 
Frau die Geschicke unserer Hanse-und 
Universitätsstadt leiten. Sie ist damit 
aktuell die einzige Oberbürgermei-
sterin in einer deutschen Großstadt, 
zusammen mit Regine Lück als Prä-
sidentin der Bürgerschaft stellt DIE 
LINKE in Rostock sogar eine weibliche 
Doppelspitze - ebenfalls ein Novum in 
der Bundesrepublik. 

Ein Blick in die Zahlen bestätigt einen 
Trend, der sich seit einigen Jahren be-
obachten lässt. Erneut konnten wir 
insbesondere im innerstädtischen 
Bereich enorme Stimmengewinne ver-
buchen. In der KTV holten wir bereits 
im ersten Wahlgang 33 Prozent der 
Stimmen, in der Stichwahl konnte Eva 
sogar unglaubliche 74,8 Prozent auf 
sich vereinen. Aber auch im Hanse-
viertel (31 bzw. 65,6%) und in Stadt-
mitte (26,1 bzw. 65,1%) konnten wir 
überragende Ergebnisse verbuchen. 
Anders als bei den vergangenen Wah-
len ist es uns aber auch gelungen, in 
der Platte wieder deutlich zuzulegen. 
In der Stichwahl haben wir es sogar 
geschafft, von Toitenwinkel über die 
Südstadt bis nach Lichtenhagen alle die-
se Gebiete zu gewinnen, während Michael 
Ebert nur noch in den besser situierten 
Stadtteilen wie Brinckmansdorf, Gehlsdorf 
oder Warnemünde punkten konnte. Aber 
selbst in Stadtteilen, die nicht als linke 
Hochburgen verschrien sind, wie Biestow 
oder Gartenstadt/Stadtweide, konnte Eva 
Herrn Ebert auf die Plätze verweisen. Mit 
einem Vorsprung von über 10.000 Stim-
men konnte unsere Kandidatin in der 
Stichwahl am Ende einen mehr als souve-
ränen Sieg einfahren. 

Dass dies so gut gelungen ist, hat natür-
lich mehrere Ursachen, die im Kreisvor-
stand detailliert analysiert werden sollen. 
Was sich aber schon jetzt sagen lässt, ist 
folgendes: Erstens konnte Eva als sehr 
erfahrene Kommunalpolitikern und ih-
rem langjährigen Engagement bei den 22 

Podiumsdiskussionen immer wieder mit 
ihrem Fachwissen glänzen und sich deut-
lich von ihren Mitbewerbenden absetzen. 
Zweitens ist es ihrer diplomatischen Art 
zu verdanken, dass ihr eine unfassbar gro-
ße Unterstützung zuteil geworden ist, die 
neben zahlreichen Künstler*innen und 
Kulturschaffenden auch den politischen 
Raum erfasst hat. Die SPD hat aktiv zur 
Wahl aufgerufen, bei einer Mitgliederver-
sammlung der GRÜNEN wurde ihr sogar 
bei nur einer Gegenstimme die Unterstüt-

zung ausgesprochen und 7 weitere im er-
sten Wahlgang unterlegene Kandidierende 
haben ebenfalls aktiv dazu aufgerufen Eva 
zu wählen - auch dies dürfte ein absolu-
tes Novum gewesen sein. Drittens haben 
wir als Partei zum ersten Mal konsequent 
auf Haustürgespräche als zentrales Wahl-
kampfmittel gesetzt. Seit Juli haben wir an 

über 11.000 Türen geklingelt, alleine 
in der Stichwahlphase waren es 7.000. 
Wir hatten 62 Prozent gute Gespräche 
und 59 Prozent Wahlzusagen. Bei ei-
nem Ergebnis von 58,4 Prozent in der 
Stichwahl für Eva zeigt sich, dass die 
Auswertung der Gespräche als guter 
Seismograph für die Stimmung in der 
Stadtgesellschaft angesehen werden 
kann. Neben dem Haustürwahlkampf 
waren wir auch wieder auf den Stra-
ßen und Plätzen der Stadt unterwegs: 
von Infoständen mit heißem Kaffee 
am Morgen, Stadtteilspaziergängen 
mit Aktiven und Vereinen vor Ort am 
Nachmittag bis hin zu Angeboten für 
Nachtschwärmer mit Bierpong und 
Cocktailbike. 

Wir möchten uns ausdrücklich bei al-
len Genoss*innen bedanken, die Pla-
kate gehängt, Flyer verteilt, an Türen 
geklingelt, sich an den zahlreichen 
Aktionen aktiv am Wahlkampf beteiligt 
und mit ihren Spenden dazu beigetra-
gen haben, dass wir einen so tollen 
Wahlkampf auf die Beine stellen konn-
ten. 

Ein besonderer Dank gilt unserer Kandi-
datin, die einen unermüdlichen Einsatz 
gezeigt hat, jederzeit ansprechbar war 
und für alle Wahlkampfformate stets und 
zu jeder Tages- und Nachtzeit unterwegs 
war. Im neuen Amt wünschen wir Dir, liebe 
Eva, viel Erfolg und immer ein glückliches 
Händchen um unser Rostock sozialer,  kul-
turvoller und klimagerechter zu gestalten. 

Karsten Kolbe

Foto: Joachim Kloock
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EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser,
Weinen oder Lachen? - das ist in diesen Ta-
gen die Frage. Bei der Fußball-WM schon 
wieder in der Vorrunde ausgeschieden, 
dafür aber die OB-Wahl in Rostock gewon-
nen. Ich habe viel gelacht in den letzten 
Wochen. Dass Rostock eine linke Oberbür-
germeisterin bekommt, ist nach dem über-
ragenden Sieg bei den Rostocker Kommu-
nalwahlen 2014 der zweite bewegende 
Höhepunkt meiner Parteimitgliedschaft. 
Natürlich ist es in erster Linie Evas Sieg 
und Lohn für über ein Jahrzehnt intensiv-
stes kommunalpolitisches Engagement, 
aber fühlt es sich nicht so an, als hätten wir 
alle gemeinsam gewonnen? Unser näch-
stes Ziel sollte sein, in anderthalb Jahren 
wieder stärkste Kraft in der Bürgerschaft 
zu werden und die rot-grün-rote Mehrheit 
zu verteidigen.
Der Wermutstropfen ist bekannt: Die 
Mehrheit der Menschen ging nicht wählen. 

Mit der Wahlbeteiligung verhielt es sich 
wie mit den Einschaltquoten bei der WM. 
Sie gehen zurück. Da wurde im Vorfeld viel 
Vertrauen verspielt, im Rostocker Rathaus 
wie bei der FIFA. Madsen und Infantino ha-
ben ihre Spuren hinterlassen. Hoffnungs-
voll stimmt, dass die neue OB in Sachen 
Stadtentwicklung die Plattenbaugebiete, 
in denen nur jede/r Vierte zur Wahlurne 
ging, auf ihrem Zettel hat. Vielleicht be-
wirkt dies eine Wende zum Positiven. Zur 
Wahrheit gehört natürlich auch: Es gibt in 
den Stadtteilen bereits vielfältige Möglich-
keiten, sich für die Gemeinschaft einzu-
bringen. Die Bürger*innen müssen sie nur 
nutzen.
Viel Vergnügen beim Lesen wünscht Euch 
die Redaktion des KLARTEXT. Wir wün-
schen Euch ein erholsames Weihnachts-
fest und einen guten Rutsch ins neue Jahr. 
Alles wird gut. C. Penzlin

Gleichstellungspolitisches Rah-
menprogramm ist Meilenstein

Wir begrüßen, dass die Erarbeitung des 
gleichstellungspolitischen Rahmenpro-
gramms nun endlich Realität wird und da-
bei auch der Aspekt der Beteiligung von 
Interessierten integriert wird. 
Die rot-rote Landesregierung hat mit der 
Einrichtung der Interministeriellen Arbeits-
gruppe dafür nun den Startschuss gege-
ben. Die Landesbeauftragte für Frauen 
und Gleichstellung, Wenke Brüdgam, wird 
die Koordinierung übernehmen. Dieser 
ressortübergreifende Ansatz zur Entwick-
lung einer Gesamtstrategie zur Gleichstel-
lung von Frauen und Männern in allen Le-
bensbereichen ist überfällig.
Wie die Würdigung des Frauentages am 
8. März zum Feiertag in Mecklenburg-Vor-
pommern, ist das gleichstellungspolitische 
Rahmenprogramm ein weiterer Meilen-
stein zur Gleichstellung. Eine jahrelange 

Während die Welt auf Katar blickt, bom-
bardiert das NATO-Mitglied Türkei kurdi-
sche Städte in Syrien und im Irak. Dabei 
kamen mehr als 30 Menschen ums Leben. 
So auch Hediye Abdullah: Im November 
noch kritisierte die kurdische Aktivistin 
das internationale Schweigen zum Droh-
nenkrieg der Türkei. Sie war nach einem 
ersten Bombardement zu Hilfe geeilt, doch 
dann fiel auch sie den türkischen Bomben 
zu Opfer. Wir verurteilen die völkerrechts-
widrigen Angriffe und fordern eine klare 
Verurteilung auch von der deutschen Bun-
desregierung! Keine Rüstungsexporte in 
die Türkei, keine Zusammenarbeit mit tür-
kischen Sicherheitsbehörden!
„Die jüngsten Angriffe des NATO-Partners 
Türkei auf Dörfer in Nordsyrien und Nor-
dirak sind ein verbrecherischer Akt und 
müssen von der Bundesregierung scharf 
verurteilt werden. Durch das geflissent-
liche Ignorieren der türkischen Angriffe 
offenbart die Bundesregierung, dass sie 
beim Thema Krieg und Menschenrechte 
keine stringente Linie verfolgt. Doch bei 
Völkerrechtsbrüchen dürfen keine Doppel-
standards angewendet werden“, erklärt Ali 
Al-Dailami, stellvertretender Vorsitzender 
der Fraktion DIE LINKE. 
„Es ist perfide, wenn sich Ankara als Ag-
gressor auf den Selbstverteidigungs-Para-
grafen 51 der UN-Charta beruft. Den jetzt 
noch völlig unaufgeklärten Anschlag von 
Istanbul als Rechtfertigung für die Angrif-
fe auf Nordsyrien heranzuziehen, ist pure 
Propaganda. Die Türkei behauptet wie im-
mer, gegen ‚Terroristen‘ vorzugehen. Doch 
der Tod von mindestens elf Zivilisten, 15 
syrischen Soldaten und einem Journali-
sten strafen diese Erzählung Lügen. Im 
Jahr 2014 wurden insbesondere die kurdi-
schen Kämpferinnen von der Bundesregie-
rung noch gefeiert, weil sie stellvertretend 
die Terrorbande des Islamischen Staats 
besiegten. Doch wenn jetzt das türkische 
Regime im Namen der ‚Terrorbekämpfung‘ 
genau dort Zivilisten und Infrastruktur an-
greift, vernehmen wir von der Ampel nur 
eines: ohrenbetäubendes Schweigen.
Die Bundesregierung muss sich dafür ein-
setzen, dass die Angriffe vom UN-Sicher-
heitsrat behandelt werden und endlich ein 
wasserdichtes Waffenembargo gegen An-
kara verhängt wird.“

AKTUELLES
Forderung der LINKEN wird Realität und 
es wird erneut deutlich, dass es eben nicht 
egal ist, wer regiert.
www.linksfraktionmv.de

AKTUELLES
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AKTUELLES

OBERBÜRGERMEISTERIN

AUS DEM LANDKREIS
LAAGE - was kann man hier schon erwar-

ten - von der LINKEN?!
 
Der „Heiße Herbst“ spielt sich aber auch 
in LAAGE ab.
Wir dachten eigentlich nicht daran, dass 
auch wir hier aktiv sein werden. Denn wir 
sind in der Stadtvertretung und wir haben 
eine Basisorganisation. Was sollten wir 
hier mehr tun können?! Noch dazu bei der 
Alterszusammensetzung und der Bean-
spruchung im Arbeitsleben.
Aber: Politische Parteien beteiligen sich an 
der Meinungsbildung, so heißt es. Und DIE 
LINKE hat da in der letzten Zeit - na sagen 
wir mal „Nachholbedarf“.
Unsere Basisorganisation hat deshalb im 
Oktober beschlossen, dass wir versuchen, 
mehr in die Öffentlichkeit zu kommen. 
Ohne Öffentlichkeit bleiben wir ein Dis-
kutierverein. Das ist zwar auch viel wert, 
jedoch kann uns das nicht genügen. Und 
nur mit Öffentlichkeit können wir gut auf 
die nächste Kommunalwahl zusteuern und 
vor allem positive Aufmerksamkeit erhal-
ten. Man sollte von der Linken etwas mehr 
hören. Und nur so können wir auch bei 
jungen Leuten, den Jungwählern bei der 
nächsten Kommunalwahl, Aufmerksamkeit 
erreichen, vielleicht sogar Mitglieder wer-
ben.
Nun also beschlossen wir, dass wir eine 

Gelegenheit finden müssen, in die Öffent-
lichkeit zu kommen. Auch deshalb, weil 
uns zuletzt eine Absage für eine Raumnut-
zung ereilte. ‚Unseren Raum vermieten wir 
nicht an Parteien, wir würden doch sonst 
Probleme haben, wenn die AFD mit ähnli-
cher Anfrage käme‘.
Es hat sich aber eine wirklich gute Gele-
genheit geboten. Für den 19. November 
hatte die DFG-VK (Deutsche Friedensge-
sellschaft - Vereinigung der Kriegsdienst-
gegnerInnen) zu einem Aktionstag aufge-
rufen. Er stand unter dem Motto „Stoppt 
das Töten in der Ukraine - Aufrüstung ist 
nicht die Lösung!“. 
Eine tolle Gelegenheit, eines unser wichtig-
sten Themen - Frieden - bei uns in Laage 
weiter zu integrieren. Und das hier, wo es 
nicht unvermuteterweise auch andere Hal-
tungen zum Frieden gibt und dazu, wie der 
zu sichern oder zu erreichen wäre. 
Also hatten wir am Markttag, Freitag 18. 
November, einen Infostand zusammen mit 
der DFG-VK organisiert. Material besorgt, 
Fläche auf dem Markt reservieren lassen, 
Plakate aufgehängt.
Wir konnten leicht unsere Ideen zum Hei-
ßen Herbst mit der sozialen Aussage der 
DFG-VK verbinden. Und wir waren dann 
auch ganz schön viele Leute: die DFG-VK 
Rostocker Friedensbündnis kam mit vielen 
Mitgliedern, von uns waren Michael No-

etzel, Nico Burmeister und Felix Baumert 
neben uns aus Laage dabei. Und mehrere 
Pappfiguren in Lebensgröße.
Eine gelungene Aktion, die Aufmerksam-
keit brachte. Wir wollen hier anknüpfen 
und unsere Themen mehr in die Öffentlich-
keit bringen.
Ich möchte hier noch mal Danke für die 
Unterstützung sagen.
Lutz Hänsel

Küssi vom Kreisvorsitzenden. Auch Dietmar kann sich 
mal wieder über einen Erfolg freuen. / Fotos: Joachim Kloock
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KOMMUNALPOLITIK

Seit zwei Jahren gibt es in Rostock einen 
Beirat für Bürgerbeteiligung. In den Jahren 
davor hatte eine Arbeitsgruppe – beste-
hend aus Bürgern, Vertretern der Verwal-
tung und der Politik – in einem Leitfaden 
institutionelle Wege zu mehr Bürgerbetei-
ligung festgelegt. Der Leitfaden ist nun 
die Arbeitsgrundlage für den Beirat, über 
dessen Arbeit ich als einer der drei Spre-
cher des Beirates eine erste Bilanz ziehen 
möchte.

Der Beirat trifft sich monatlich im Rathaus 
und besteht aus 15 Mitgliedern. Fünf von 
ihnen werden von den Bürgerschafts-
fraktionen entsendet, die anderen zehn 
sind Bürger*innen, die aus Bewerbungen 
per Los ausgewählt wurden. Angeleitet 
wird die Arbeit des Bei-
rates durch eine Koordi-
nierungsstelle mit zwei 
Mitarbeiter*innen. Der 
Beirat wertet vor allem die 
Vorhaben der Stadtverwal-
tung aus – insbesondere 
Bauvorhaben, Sanierungs-
maßnahmen, etc. - und 
entscheidet anhand von 
Kriterien aus dem Leitfa-
den, ob eine Bürgerbeteili-
gung, die über die gesetz-
lich vorgegebene formelle 
Beteiligung hinausgehen soll, sinnvoll ist. 
Auch Bürger können sich mit Vorschlägen 
an den Beirat wenden.
Als die Mitglieder des Beirates vor kurzem 
in einer Klausur Bilanz der zweijährigen 
Arbeit zogen, war der Frust groß. Zwar 
steigt die Bekanntheit des Beirates in der 
Verwaltung und den politischen Gremi-
en langsam an, aber die Widerstände in 
Teilen der Verwaltung sind groß. Da kann 
es schon mal passieren, dass auf E-Mails 
überhaupt nicht reagiert wird. Ein großes 
Problem: Der Beirat kann nur Empfehlun-

gen aussprechen. Die Möglichkeit, für die 
Verwaltung verbindliche Entscheidungen 
zu treffen, wurde dem Beirat durch das In-
nenministerium genommen. So kann nun 
also die Verwaltung selber entscheiden, 
wie sie mit unseren Empfehlungen umgeht.

Bislang haben wir damit fast nur negative 
Erfahrungen gemacht. Man muss hier aber 
einschränkend hinzufügen, dass wir mit 
unseren Empfehlungen z.B. zum Groten 
Pohl, zur Hafenerweiterung oder zum Fahr-
radschnellweg durch den Barnstorfer Wald 
manchmal in bereits weit fortgeschrittene 
Planungen einzugreifen versuchten. 
Unser Anspruch muss künftig sein, bereits 
zum Beginn von Planungen im Sinne von 
mehr Bürgerbeteiligung einzugreifen. Dazu 

benötigt der Beirat aber 
vollumfängliche Vorha-
benlisten der städtischen 
Ämter. Auch hier sind die 
Ämter leider sehr zurück-
haltend. 
Liegt es daran, dass die 
Kriterien im Leitfaden für 
Bürgerbeteiligung nicht 
eindeutig genug formuliert 
sind? Jedenfalls wollen wir 
nun an einer Präzisierung 
arbeiten.
Da der Beirat wie gesagt 

keine Entscheidungen treffen, sondern 
nur Empfehlungen abgeben darf, fehlt ihm 
das scharfe Schwert, seinen Willen ge-
genüber der Verwaltung durchzusetzen. 
Letztlich sind wir auf die Zusammenar-
beit mit der Bürgerschaft angewiesen, die 
entsprechende Beschlüsse treffen kann. 
Auch die Kooperation mit den Ortsbeirä-
ten soll intensiviert werden, wobei einige 
Ortsbeiräte im Beirat für Bürgerbeteiligung 
eine Art Konkurrenz zu sehen scheinen. 
Geklärt werden muss auch das Verhältnis 
zum Bereich Smart City/Smile City. Dieser 

Bereich hat sich ebenfalls der Bürgerbetei-
ligung verschrieben. Hier muss eine sinn-
volle Arbeitsteilung gefunden werden.

Die Zusammenarbeit im Beirat ist anders 
als in den Ausschüssen der Bürgerschaft. 
Vielleicht liegt es daran, dass im Beirat 
mehrheitlich „Politik-Amateure“, also 
Bürger*innen, agieren. Es gibt eine sehr 
angenehme Diskussionskultur frei von lan-
gen Monologen und parteipolitischen Pro-
filierungsversuchen. Wir haben ja alle das 
gleiche Ziel: mehr Bürgerbeteiligung. Es 
gibt auch keine formalen Abstimmungen, 
sondern alles wird nach dem soziokrati-
schen Prinzip entschieden. Es kommt also 
erst dann zu einer Entscheidung, wenn alle 
Mitglieder des Beirates mit ihren Beden-
ken ernst genommen wurden. Das klingt 
erst einmal schwierig, hat sich in der Pra-
xis aber bislang bewährt.

Die Erweiterung des Hafens im Nordosten 
der Stadt wird Rostock in den kommenden 
Jahren stark beschäftigen. Selbstverständ-
lich möchte unser Beirat hierbei mitreden. 
Dazu haben wir auch bereits Gespräche 
mit den Zuständigen geführt. Als dann das 
Hafenforum auf eine breitere Basis gestellt 
wurde, um mehr Beteiligung der Öffent-
lichkeit sicherzustellen, fehlte ein wesent-
licher Akteur: unser Beirat für Bürgerbetei-
ligung. Man hatte uns „vergessen“.

Eines ist klar. Unser Beirat wird nur erfolg-
reich arbeiten können, wenn er den vollen 
Rückhalt der neuen Oberbürgermeisterin 
hat. Dazu werden wir das Gespräch su-
chen. Notwendig sind klare Regelungen 
innerhalb der Verwaltung, wie mit Emp-
fehlungen des Beirates umgegangen wird. 
Das haben nicht zuletzt die Bürger*innen 
im Beirat verdient.

Carsten Penzlin

DER BEIRAT FÜR BÜRGERBETEILIGUNG

Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen in den Kommunen 

fachlich unterstützen

Zur Anhörung zum Thema „Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen“ in der 
heutigen Sitzung der Enquete-Kommis-
sion „Jung sein in M-V“ erklärt der Ob-
mann und jugendpolitische Sprecher 
der Linksfraktion, Christian Albrecht:
„Die Anhörung hat noch einmal deutlich 
gemacht, dass bei der angestrebten stär-
keren Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen zunächst geklärt werden muss, bei 
welchen Themen sie sich auf welche Wei-

se beteiligen wollen und können. Dann 
steht die Frage, wo und auf welcher Ebene 
das realisiert werden soll. So erfordert 
beispielsweise die Landesebene eine an-
dere Herangehensweise als die kommu-
nale oder schulische Ebene.
Die Interessen und Lebenswelten von Kin-
dern und Jugendlichen sind besonders auf 
der kommunalen Ebene greifbar. Deshalb 
sollten gerade hier die Beteiligungs- und 
Mitwirkungsmöglichkeiten gestärkt und 
ausgebaut werden. Bei diesem Prozess 
darf die kommunale Familie nicht allein 
gelassen werden, sie brauchen fachliche 
Beratung und Unterstützung. Dabei könn-

ten beispielsweise die bestehenden Struk-
turen der Jugendhilfe genutzt werden.“



KLARTEXT12/2022 Seite 5

AUS DEM ROSTOCKER KREISVORSTAND

Liebe Genossinnen und Genossen, 
nach einigen Verschiebungen aufgrund 
der Coronapandemie, ist es uns letztlich 
gelungen unseren neuen Kreisvorstand 
am 28. Mai 2022 zu wählen. Viele junge 
Genossinnen und Genossen haben sich 
uns in diesem Jahr angeschlossen und ihre 
Bereitschaft erklärt, sich im Kreisvorstand 
einzubringen. Doch kaum im Amt, stan-
den wir vor der ersten Bewährungsprobe: 
Rostocks Oberbürgermeister Claus Ruhe 
Madsen entschied nach drei Amtsjahren 
der Stadt den Rücken zu kehren, um einen 
Posten als Wirtschaftsminister in Schles-
wig-Holstein anzunehmen. Für uns bedeu-
tete dies „Auf in den Wahlkampf“. Mit un-
serer starken Kandidatin Eva-Maria Kröger 
und den unermüdlichen Einsatz unserer 
Genossinnen und Genossen ist uns ein 
kämpferischer Wahlkampf und schließlich 
der Sieg gelungen. Wir haben es geschafft! 
Unsere Eva-Maria Kröger ist nun 
die erste Oberbürgermeisterin der 
größten Stadt des Landes. Ein hi-
storischer Moment, denn damit ist 
sie nach 804 Jahren die erste Frau 
an der Spitze der Hanse- und Uni-
versitätsstadt Rostock. Mit unse-
rer Bürgerschaftspräsidentin Regi-
ne Lück stellen wir somit die linke 
weibliche Doppelspitze; ein Allein-
stellungsmerkmal bundesweit.
Wir sind stolz und sagen Danke! 
Herzlichen Dank an Eva und ihren 
unermüdlichen Einsatz und auch 
ein besonders herzlicher Dank an 
die vielen fleißigen Wahlhelferin-
nen und Wahlhelfer, die Tag und 
Nacht alles gegeben und uns da-
mit den Sieg eingeholt haben. Gemeinsam 
haben wir bewiesen, dass sich ein stets 
geschlossenes Auftreten sowie jahre-
lange Arbeit und Einsatz vor Ort, etwa in 
Ortsbeiräten, Organisationen, Verbänden, 
Vereinen oder in der Bürgerschaft, bezahlt 
machen.
Dass unsere Partei in einer Krise steckt ist 
kein Geheimnis. Nun bleibt zu hoffen, dass 
dieser Erfolg andere Kreisverbände ermu-
tigt weiterzumachen, trotz alledem, denn 
Neiddebatten und der Streit um Personen 
bringen uns nicht weiter. Hier ist es uns 
gelungen zu zeigen, wofür wir gebraucht 
werden und was wir bewirken können, 
wenn wir gemeinsam an einem Strang 
ziehen. Und dass Links wirkt, haben wir 
auch als kleiner Koalitionspartner auf Lan-
desebene beweisen können. Nach einem 
Jahr Rot-Rot haben wir unter anderem das 

Wahlalter 16 und den beitragsfreien Feri-
enhort durchgesetzt. Als Zeichen für die 
Gleichberechtigung der Geschlechter ist 
der Frauentag nun ein gesetzlicher Feier-
tag. Mit uns wird es bis 2030 keine Schul-
schließungen geben. Auch Initiativen für 
einen besseren Kündigungsschutz für Mie-
terInnen haben wir eingebracht. Um auch 
weitere Krisen unserer Zeit bewältigen zu 
können braucht es uns. 

Heute dürfen wir stolz sein, denn wir ha-
ben Grund zu feiern. Es war ein arbeits-
intensives, aber auch erfolgreiches Jahr. 
Dann aber müssen wir wieder die Arme 
hochkrempeln und uns an die Arbeit ma-
chen, denn wir haben noch viel zu tun. 
Nicht nur global, sondern auch in unserem 
Land jagt nämlich eine Krise die andere: 
Die immens steigenden Energiepreise so-
wie die Inflation auf Rekordniveau treffen 

zwar nicht nur, aber vor allem die ärmsten 
unserer Gesellschaft. Vom sogenannten 
Bürgergeld, womit die Ampelparteien 
Hartz IV überwinden wollten, blieb nichts 
weiter übrig als Hartz IV mit neuem Namen 
und ein bisschen mehr Geld, das gerade 
so die Inflation ausgleicht. Die Ampelre-
gierung hat regelrecht versagt, denn sie 
hat es nicht geschafft dem Bürgergeld das 
Hartz IV auszutreiben. Die angekündigte 
große Sozialstaatsreform ist ausgeblieben. 
Das fortwährend bestehende Sanktionssy-
stem zwingt Menschen weiterhin Jobs mit 
niedrigen Löhnen und schlechten Arbeits-
bedingungen zu akzeptieren. Es ist ein 
Schlag ins Gesicht der Betroffenen. 
Der schreckliche Krieg vor unserer Haus-
türe hat uns zutiefst erschüttert. Seine 
Auswirkungen haben auch wir vor Ort 
deutlich zu spüren bekommen. Viele Men-

schen haben bei uns Zuflucht gefunden. 
Sie wurden hier herzlich empfangen und 
in ihr neues Leben begleitet. Für uns war 
es wichtig, sie möglichst schnell in Schu-
len, in den Arbeitsmarkt und vor allem in 
unsere Stadtgesellschaft zu integrieren. 
Was alles möglich ist, wenn Menschen aus 
ihrer Not heraus zu uns kommen, hat sich 
bundesweit in dieser Zeit gezeigt. Diese 
Hilfsbereitschaft und Offenheit den Ukrai-
nerInnen gegenüber hätten wir uns bereits 
2015 gewünscht. Doch leider ist dies auch 
heute keine Selbstverständlichkeit, denn 
MigrantInnen aus Ländern wie Syrien oder 
Afghanistan begegnen weiterhin Anfein-
dungen und Ausgrenzungen. Die Ungleich-
behandlung von Geflüchteten muss ein 
Ende finden. Denn in dieser imperialisti-
schen und patriarchalen Welt werden die-
se Konflikte gewiss nicht die letzten sein, 
die den Menschen ihrer Lebensgrundlage 

berauben und sie zur Flucht zwin-
gen…
Apropos Patriarchat: Lasst uns an 
dieser Stelle die Frauen ehren, die 
im Iran, in Kurdistan und ander-
orts gegen Ungleichbehandlung 
und Repressionen täglich auf die 
Straßen gehen oder an vorderster 
Front stehen. Diejenigen Frauen, 
die bei dem Kampf gegen die patri-
archalen Herrschaftsstrukturen ihr 
Leben riskieren oder gar verloren 
haben, um ein Leben in Würde und 
Freiheit führen zu können. Unsere 
Solidarität gilt diesen tapferen Hel-
dinnen: 
Jin – Jiyan – Azadi! Frau – Leben – 
Freiheit! 

Liebe Genossinnen und Genossen, wir 
danken euch für Euer Engagement im zu-
rückliegenden Jahr. Auch danken wir den 
ausgeschiedenen Mitgliedern des Kreis-
vorstandes mit Eva und Carsten an ihrer 
Spitze für die jahrelange gute Arbeit. Nun 
haben wir die Zeit uns auf die anstehende 
Kommunalwahl 2024 vorzubereiten. Un-
ser Ziel ist es weiterhin die stärkste Partei 
in Rostock zu bleiben. Hierfür wollen wir 
unsere Erfahrungen aus dem letzten Wahl-
kampf reflektieren, uns auf die bewährten 
Methoden konzentrieren und uns über-
legen, wie wir unseren Kreisverband auf-
stellen wollen. Lasst uns das gemeinsam 
angehen. 
Fühlt euch umarmt und bleibt gesund. 

Herzlichst, 
Nurgül Senli & Karsten Kolbe  

NEUJAHRSGRÜSSE DER 
KREISVORSITZENDEN
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AUS DEM LANDTAG

EIN JAHR ROT-ROT
Eine Bilanz der Landesvorsitzenden Va-
nessa Müller und Peter Ritter

Die Herausforderung: Die rot-rote Koaliti-
on ist eine Koalition der erfolgreichen Kri-
senbewältigung.
Gestartet unter den Bedingungen der 
Corona-Krise war es folgerichtig, dass die 
Koalitionspartner:innen formulierten: „Ge-
meinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern 
wollen wir Mecklenburg-Vorpommern aus 
der Corona-Pandemie führen“. Dieser Weg 
ist längst nicht abgeschlossen und mitten 
auf diesem Weg folgte die Werften-Krise 
mit weitreichenden Auswirkungen auf die 
Wirtschaft des Landes.   Die Entwicklung 
eines „maritimen Zukunftskonzeptes“ wie 
im Koalitionsvertrag verabredet, ist des-
halb eine der großen Herausforderungen.
Die von uns kritisierten Entwicklungen in 
Wismar (U-Boot-Bau) und Rostock (Bun-
desmarine) können dabei für uns kein 
Endpunkt sein. Schließlich brachte die Ag-
gression Russlands gegen die Ukraine den 
bisherigen Kurs aller Landesregierungen 
in der Zusammenarbeit mit Russland not-
wendiger- und richtigerweise zum Erliegen. 
Eine Folge daraus, nicht nur für M-V: die 
Bewältigung der Folgen der Energiekrise. 
Wie bei der Corona-Krise gibt es bei 
der Bewältigung der Energiekrise eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit der 
Koalitionspartner:innen . Ziel ist es, die 
Auswirkungen der Krise für Bürger:innen, 
Kommunen und Wirtschaft so gering wie 
möglich zu halten. 
Ergebnis dabei ist, dass die Forderung 
nach einer „Energiepreisbremse“ frühzeitig 
und notwendigerweise den Weg aus M-V in 
die Bundespolitik fand. Die Bundespolitik 
hat mit Experimenten wie der „Gasumla-
ge“ unnötig Zeit verplempert. Auch, dass 
die Erhebung einer „Übergewinnsteuer“ 
zum politischen Forderungskatalog dieser 
Koalition gehört, ist keine Selbstverständ-
lichkeit. 
Auch nicht selbstverständlich ist, dass M-V 
dem 100-Mrd-Euro-Aufrüstungsprogramm 
einschließlich   der Grundgesetzänderung 
dazu im Bundesrat nicht zugestimmt hat. 
Das Beispiel zeigt, dass DIE LINKE als Teil 
der Regierung, als kleinerer Koalitionspart-
ner auch unter den Rahmenbedingungen 
der Krisenbewältigung in der Lage ist, ei-
gene Akzente zu setzen. 
Weitere Beispiele lassen sich hinzufügen: 
dass es bis 2030 keine Schulschließungen 
geben wird, ist keine Selbstverständlich-
keit. Kostenfreier Hort, Wahlalter 16, Frau-
entag als Feiertag, Initiativen für einen bes-
seren Kündigungsschutz für Mieter:innen - 
Dinge, die auf unserer Haben-Seite stehen. 

Auch, dass es in diesem Land wieder eine 
Gleichstellungsbeauftragte bei der Lan-
desregierung und Gleichstellung als res-
sortübergreifender Schwerpunkt gestaltet 
wird, ist unser Verdienst.
Dass die konsequente Aufarbeitung der 
NSU-Verbrechen im Parlamentarischen 
Untersuchungsausschuss fortgeführt wird 
und der Untersuchungsauftrag erweitert 
wurde, ist nicht unwesentlich dem Enga-
gement der LINKEN geschuldet. Auch die 
Aufarbeitung der Versäumnisse und Skan-
dale im Verfassungsschutz wird jetzt, von 
uns lange gefordert, in Angriff genommen.
Auch, dass DIE LINKE in der öffentlichen 
Wahrnehmung und vor allem in der Aus-
einandersetzung mit Rot-Grün-Gelb auf 
Bundesebene deutlich spürbar ist, ist kei-

ne Selbstverständlichkeit. Regieren, Ge-
stalten und Protest zusammenbringen ist 
vornehmlich Aufgabe der Partei und funk-
tioniert.
Gerade in Zeiten der Krisenbewältigung 
ist eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
in einer Koalition wichtig - auf Augenhöhe. 
Aber auch mit eigenständigem Profil. Dies 
zu schärfen bleibt unsere Herausforde-
rung.

Zu „Ein Jahr Rot-Rot – Bilanz zum Auf-
bruch 2030“ erklärt die Vorsitzende der 
Linksfraktion, Jeannine Rösler:
 
„Die rot-rote Koalition hat mitten in der Co-
rona-Pandemie ihre Arbeit aufgenommen.
Es galt, die außerordentlichen Belastun-
gen, die Corona für alle Menschen und 
besonders für Kinder und Jugendliche mit 
sich brachte, abzumildern. Auch die Unter-
nehmen im Land brauchten und brauchen 
Unterstützung, die gravierenden Folgen zu 
bewältigen.
Das Virus hat seinen schädigenden Zug 
durchs Land noch nicht beendet, da 

überfällt Russland die Ukraine, bricht der 
schreckliche Krieg mitten in Europa aus. In 
dessen Folge müssen Abertausend Men-
schen aus der Ukraine fliehen. Viele Ge-
flüchtete kamen auch zu uns nach Meck-
lenburg-Vorpommern. Selbstverständlich 
finden sie hier Schutz und Hilfe, ob es um 
die Unterbringung oder den Schulbesuch 
geht, die Kommunen leisten hier Großar-
tiges.
Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg Rus-
slands gegen die Ukraine stürzt unser Land 
und Europa in eine bislang nicht gekannte 
Energiekrise. Diese wird durch Spekula-
tionen der Energiekonzerne verschärft. Es 
zeigt sich einmal mehr, dass die Energie-
versorgung in öffentliche Hand gehört. Die 
Krise führt zu explodierenden Energieko-
sten, eine Inflation auf hohem Niveau lässt 
die Preise für Lebensmittel klettern. Viele 
Menschen sind verunsichert und haben 
Zukunftsängste, wissen nicht mehr, wie 
sie ihre Rechnungen bezahlen sollen. Auch 
die Wirtschaft wird gebeutelt, die öffent-
lichen Haushalte stehen vor gigantischen 
Herausforderungen.
Wie bereits in der Corona-Krise arbeiten 
die Landesregierung und die Koalitions-
fraktionen auch in der Energiekrise und 
bei der Bewältigung der alltäglichen Her-
ausforderungen eng und vertrauensvoll 
zusammen.
Unter schwierigsten Bedingungen ist es 
unser gemeinsames vordringliches Ziel, 
möglichst gut durch diese schwierigen 
Zeiten zu kommen, das Beste für die Men-
schen zu erreichen und das Land voranzu-
bringen. Wir arbeiten tagtäglich mit Hoch-
druck daran, die Auswirkungen der Krisen 
für die Bürgerinnen und Bürger, für die 
Kommunen, für die Wirtschaft und für so-
ziale Einrichtungen so gering wie möglich 
zu halten. Wir lassen niemanden allein.
Die rot-rote Koalition blickt auf ein krisen-
bedingt schweres und zugleich erfolgrei-
ches Jahr zurück. So konnten wir allen wid-
rigen Bedingungen zum Trotz bereits etli-
che Vorhaben aus unserem Koalitionsver-
trag umsetzen und auf den Weg bringen. 
Ein Schwerpunkt ist der Bereich Bildung, 
in dem deutliche Verbesserungen erreicht 
werden konnten. Auch für gute Löhne und 
gute Arbeit schlagen wir weitere Pflöcke 
ein. Enorm wichtig ist auch, dass der NSU-
Komplex und weitere Aktivitäten rechtster-
roristischer Strukturen aufgeklärt und ent-
sprechende Konsequenzen gezogen wer-
den. Nicht zuletzt ist es ein Erfolg, dass der 
8. März ab 2023 als gesetzlicher Feiertag 
begangen wird. Damit würdigen wir den 
Frauentag auch als Kampf- und Aktionstag 
für die Gleichstellung der Geschlechter.“ 

Marktplatzgespräche in Güstrow
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SENIORENPOLITIK

Arbeitsgemeinschaft 
Senior*innenpolitik ringt um Erfüllung 

des selbstgesetzten Anspruchs

Als der Landesvorstand am 8. November 
mit den Sprechern der Landesar-
beitsgemeinschaften in einer Vi-
deo-Konferenz berät, sind zwei Ver-
treter der AG Senior*innenpolitik 
Rostock zugeschaltet.

Beim Bericht über Aktivitäten 
2022, die Aufgaben-Verteilung in 
der LAG und die nächsten Vorha-
ben nimmt die Arbeit unserer Ro-
stocker Mitglieder breiten Raum 
ein. Rainer hat dazu in der No-
vemberausgabe in seinem Artikel 
über unsere September-Beratung 
geschrieben. Tatsächlich bildet die 
Rostocker AG den Kern unserer 
Landesarbeitsgemeinschaft, die 
als Seniorenorganisation des Lan-
desverbandes bereits seit längerer 
Zeit unter dem verpflichtenden Na-
men „Senior*innenpolitik“ auftritt. 
So nahmen zwei Rostocker Genos-
sen als Delegierte am XII. Alten-
parlament teil, das am 20. Oktober 
in Schwerin tagte und an dessen 
langfristiger Vorbereitung ein Ge-
nosse als Mitglied des Organisati-
onskomitees aktiv mitarbeitete.

Als Sprecher erfüllt es mich mit 
Dankbarkeit, dass sich die Mitglie-
der der Gemeinschaft mit ihren 
Möglichkeiten an der Umsetzung 
unseres Jahresplanes beteiligen, 
auch wenn ihnen mitunter die 
persönliche Teilnahme in Präsenz 
aus gesundheitlichen Gründen 
verwehrt ist. Mit der Vermittlung 
ihrer Erfahrungen und ihrem guten 
Rat helfen sie bei der Verwirkli-
chung der Zielsetzung unseres Zu-
sammenschlusses. Zum Beispiel 
verdankt sich die Gestaltung der 
aktuellen Seite unserer LAG auf 
der Homepage des Landesverban-
des dem Wirken eines Genossen, 
der daran gesundheitsbedingt im 
„Home-Office“ arbeitete. Er un-
terstützt uns damit bei der Suche 
nach interessierten künftigen Mit-
streitern. Dazu heißen wir Mitglie-
der unserer Partei sowie Sympa-
thisanten gleichermaßen willkom-
men. 

Mit der Wahl unserer Genossin Eva zur Ro-
stocker Oberbürgermeisterin verknüpfen 
sich für uns LINKE eine hohe Verantwor-
tung und die Erwartung vieler Menschen 
auf eine nachvollziehbare Kommunalpo-

litik. Als Arbeitsgemeinschaft wollen wir 
künftig möglichst fortlaufend die Entwick-
lung analysieren, um ggf. Forderungen und 
Empfehlungen den Vorständen und Frak-
tionen zur Verfügung zu stellen.

Um den Anspruch eines landes-
weiten Zusammenschlusses zu 
erfüllen, gilt es nun, Mitglieder in 
allen Kreisverbänden zu gewin-
nen, wobei wir unter möglichen 
weiblichen Mitstreiterinnen die 
größte Reserve sehen. Derzeit ent-
spricht der Frauenanteil in unserer 
LAG eher dem in einer deutschen 
Konzern-Zentrale. Diesen Zustand 
baldmöglichst zu ändern, liegt 
auch im Interesse unserer beiden 
Genossinnen aus den KV Schwerin 
und Vorpommern-Rügen, die, be-
reits im neunten Lebensjahrzehnt 
stehend, mit ihrer Aktivität und 
Inspiration großen Anteil an der 
Arbeit haben.

Während im November für unsere 
Rostocker AG-Mitglieder die Teil-
nahme am Wahlkampf-Endspurt 
unserer OB-Kandidatin stand, 
nahm eine dreiköpfige LAG-Dele-
gation am 10.11. im Berliner Karl-
Liebknecht-Haus am Jahrestreffen 
der BAG teil. Vor den Versammel-
ten überzeugte der Bundesge-
schäftsführer mit seinem Vortrag 
zur Kampagne „Menschen entla-
sten - Preise deckeln – Übergewin-
ne versteuern“ sowie in der frei-
mütigen, von Realismus geprägten 
Frage-Runde. 
Wertvolle Impulse konnte unsere 
Delegation auch aus den Erfah-
rungen in anderen Bundesländern 
für die Arbeit im Landesverband 
Mecklenburg-Vorpommern mit-
nehmen, die in die Erarbeitung 
unseres Arbeitsplanes 2023 ein-
fließen, über den die Arbeitsge-
meinschaft am Mittwoch, den 07. 
12. im KV Rostock in öffentlicher 
Sitzung ab 09.30 berät.

Klaus Röber
Sprecher LAG Senior*innenpolitik

EINE BILANZ

Infostand in Schmarl im OB-Wahlkampf mit Mitgliedern der AG

Bei der Präsentation der Forderungen in der September-Kam-
pagne durch die AG gibt es noch „Luft nach oben“

Jahrestreffen der Bundesarbeitsgemeinschaft am 10.11.
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AUS DEM BUNDESTAG

In einer gemeinsamen Erklärung äußern 
sich die Vorsitzenden der Partei DIE LIN-
KE, Janine Wissler und Martin Schirdewan 
zusammen mit den Fraktionsvorsitzenden 
im Bundestag Amira Mohamed Ali und 
Dietmar Bartsch und den Minister*innen 
Katja Kipping, Klaus Lederer, Kristina Vogt, 
Simone Oldenburg, Jacqueline Bernhardt, 
Heike Werner und dem Ministerpräsident 
von Thrüringen, Bodo Ramelow zum Bür-
gegeld und der heutigen Abstimmung dar-
über im Bundesrat:
Wir wollen einen starken, demokratischen 
Sozialstaat, der alle Menschen wirksam 
gegen die Lebensrisiken von Krankheit, 
Unfall, Alter, Pflegebedürftigkeit und Er-
werbslosigkeit schützt. 

Unser Sozialstaat der Zukunft beruht 
auf drei Säulen: 
- Soziale Rechte für alle, die vor Armut 
schützen und gesellschaftliche Teilhabe 
ermöglichen, durch eine sanktionsfreie 
Mindestsicherung in Höhe von 1.200 
Euro.
- Soziale Dienstleistungen und öffentliche 
Infrastrukturen, die allen Bürger:innen ge-
sellschaftliche Teilhabe gewähren.
- Ein neues Normalarbeitsverhältnis aus 
sinnhafter Erwerbsarbeit, gleichwertige 
Berücksichtigung der Care-Arbeit, kürzere 
Arbeitszeiten und Löhne, die für ein gutes, 
planbares und sicheres Leben reichen.
Wir wollen Sicherheit und Zukunft für alle, 
denen angst und bange wird, wenn sie 
an den Lohn, die Miete, die Energieko-
sten oder an das Alter denken. Wir wollen 
Vertrauen und soziale Sicherheit für alle, 
die seit langem übersehen, missachtet 
und verletzt werden, weil ihre Sorgen und 
Nöte wenig zählen. Wir bestehen darauf, 
dass sich die Dinge ändern, weil sie geän-
dert werden können. Mit Mut und langem 
Atem. Mit Druck für radikalen Wandel und 
mit konkreten Schritten, die in der Summe 
große Veränderungen ergeben.

Hartz IV bleibt Hartz IV – auch im Bür-
gergeld
Die Ampelparteien aus SPD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und der FDP haben den 
Menschen in unserem Land einen System-
wechsel versprochen. Hartz IV sollte durch 
das Bürgergeld endgültig überwunden 
werden. Dieses Versprechen haben die 
Ampelparteien nicht gehalten. 
Das Bürgergeld ist keine Überwindung von 
Harz IV. Die angekündigte große Sozial-
staatsreform ist ausgeblieben. Das Bür-

gergeld-Gesetz war bereits im Entwurf der 
Ampel der Kompromiss einer Sozialrechts-
novelle aber kein Systemwechsel.
Wir erkennen an, dass mit dem Bürger-
geld-Gesetz Hartz IV kleine Verbesserun-
gen bekommt. Diese neuen Akzente wer-
den jeweils für sich Erleichterungen für 
die Bürger:innen im Sozialleistungsbezug 
bringen. Indem Bildung und Weiterbildung 

im Vordergrund stehen sollen, statt die 
Vermittlung in irgendeine Erwerbstätig-
keit. Mit höheren Freibeträgen und dem 
Weiterbildungsgeld. Oder indem Jugendli-
che, deren Eltern Bürgergeld beziehen, ihr 
Geld aus Ferien- oder Nebenjobs bzw. der 
Ausbildungsvergütung behalten. Wir kön-
nen das schon deshalb anerkennen und im 
Bundesrat zustimmen, weil dies unseren 
Forderungen nach kurzfristigen Sofort-
maßnahmen entspricht, für die wir uns seit 
Jahren einsetzen. 
Unser Ziel ist jedoch viel weitgehender 
als die Ambitionen der Ampel. Denn Hartz 
IV hinter uns zu lassen, braucht es wei-
tere Schritte, für die wir innerhalb und 
außerhalb der Parlamente und Regierun-
gen kämpfen: Die Grundsicherung muss 
armutsfest sein und darf nicht länger an 
Sanktionen gebunden werden. Sanktionen 
missachten das Recht auf ein menschen-
würdiges Existenzminimum und dienen vor 
allem als Drohung gegenüber Erwerbslo-
sen und Mittel der Gängelung – nicht zu-
letzt um einen der größten Niedriglohnsek-
toren Europas weiter am Laufen zu halten. 

Währenddessen machen viele Unterneh-
men große Gewinne und die Vermögen der 
Reichen wachsen weiter.
Die mit dem Bürgergeld-Gesetz zum Janu-
ar 2023 geplante Anhebung der Regelsät-
ze in der Grundsicherung auf 502 Euro ist 
zwar die höchste Erhöhung, die es in Hartz 
IV seit der Einführung jemals gab. Ande-
rerseits ist dies vor allem der galoppieren-
den Inflation geschuldet und  basieren die 
Regelsätze auch weiterhin auf empörend 
kleingerechneten Ausgangswerten. 
Nötig sind deshalb aus Sicht der Par-
tei DIE LINKE., der Linksfraktion im 
Deutschen Bundestag sowie den linken 
Regierungsvertreter:innen in Berlin, Bre-
men, Mecklenburg-Vorpommern und Thü-
ringen kurzfristige weitergehende Schritte 
hin zur grundsätzlichen Überwindung von 
Hartz IV.

Klassenkampf von oben: Schmutzige 
Kampagne von CDU und CSU gegen 
die Ärmsten
Obwohl mit dem Bürgergeld im Wesent-
lichen nur Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts zur Abmilderung von 
Exzessen des Sanktionssystems nachvoll-
zogen worden wären, gingen selbst diese 
Verbesserungen den Unionsparteien CDU 
und CSU zu weit. 
Das öffentlich von den Unionsparteien ge-
zeichnete Bild „arbeitsscheuer“ Personen, 

die über ein hohes Vermögen verfügen 
und sich samt Familie im Bürgergeldbezug 
ausruhen, ignoriert auf zynische Weise die 
Realität. Es trägt zur gesellschaftlichen 
Spaltung bei und grenzt diejenigen Men-
schen aus, die ohnehin bereits an vielen 
Stellen gesellschaftlich ausgeschlossen 
sind. 
Die Behauptungen der Union halten einer 
sachlichen Betrachtung nicht stand. Sie 
ignorieren vollständig die bittere Realität 
hunderttausender Menschen in unserem 
Land, die in schlecht bezahlten Tätigkeiten 
aufstocken müssen. 
Ausgeblendet wird zusätzlich, dass es ge-
rade die Unionsparteien waren, die über 
lange Jahre durch Niedriglohnstrategien 
und die Untergrabung des Tariflohnsy-
stems zu Armut in Deutschland beigetra-
gen haben. CDU und CSU haben sich stets 
dem Mindestlohn und dessen Erhöhung 
verweigert – DIE LINKE. hingegen hat den 
Mindestlohn gegen erhebliche Widerstän-
de in die politische Debatte getragen und 
so den Weg zu seiner Einführung geebnet. 
Darüber hinaus sind die Unionsparteien 

SOZIALE SICHERHEIT FÜR ALLE - DEM 
BÜRGERGELD DAS HARTZ IV AUSTREIBEN
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in ihrer Argumentation    nicht konsistent. 
Besonders in die Unionskritik geraten 
sind die Karenzzeitregelungen für Wohnen 
und angemessenes Erspartes. Diese dürf-
ten laut CDU/CSU allenfalls bestimmten 
Personengruppen „mit einer messbaren 
Lebensleistung“ zukommen. Weiterhin 
werden die geplante sechsmonatige Ver-
trauenszeit sowie der unverbindliche Ko-
operationsplan, mitsamt dem zugehörigen 
Schlichtungsmechanismus abgelehnt. Der 
von den Unionsparteien vorgenommene 
Angriff auf das Schonvermögen spricht 
jeder Argumentation Hohn, mit der 
CDU und CSU sonst die private Vorsor-
ge gegen vermeintliche Staatseingriffe 
verteidigen. Das durch harte und eige-
ne Arbeit aufgebaute Vermögen - in der 
Regel die Altersvorsorge derjenigen, die 
in den Leistungsbezug des Bürgergelds 
kommen – in Frage zu stellen, ist eine 
Enteignung von denen unten durch die 
oben. Das lehnen wir als DIE LINKE. ab. 
Das von CDU und CSU geprägte Men-
schenbild aus Kontrolle, Gängelung und 
dem Kleinhalten der Benachteiligten 
durch Sanktionen lehnen wir ab. Eben-
so die gefährliche Stimmungsmache 
gegen benachteiligte Personengruppen. 
CDU und CSU schüren Ressentiments, 
grenzen aus und vertiefen die Spaltungsli-
nien in der Gesellschaft. Diese Methoden 
und das dahinterstehende Menschenbild 
der Unionsparteien sind nicht unsere. Wir 
wollen die Überwindung von Hartz IV, die 
Unionsparteien eine Rolle rückwärts.

Dem Bürgergeld das Hartz IV austrei-
ben – für eine tatsächliche Sozial-
staatsreform
Die Kampagne der CDU und CSU gegen 
die Ärmsten in unserem Land war schmut-
zig, SPD, Grüne und FDP hatten ihr nicht 
ausreichend entgegen zu setzen. Im Ver-
mittlungsausschuss führte da mehrheitlich 
dazu, wieder Sanktionen durchzusetzen, 
das Schonvermögen zu reduzieren und 
vorgesehene, wichtige Verbesserungen 
für die Bezieher:innen des Bürgergeldes 
einzukassieren, bevor sie wirksam wurden. 
Das ist bitter. Als DIE LINKE. haben wir so-

wohl im Vermittlungsausschuss als auch 
im Deutschen Bundestag bei der Abstim-
mung über diese von der CDU und der CSU 
durchgesetzten Verschlechterungen des 
Bürgergeld-Gesetzes mit Nein gestimmt. 
Denn wir haben vor den Verhandlungen 
des Vermittlungsausschusses folgende 
Forderungen aufgestellt:
- Die Regelsätze sind bedarfsgerecht um 
mindestens 200 Euro zu erhöhen, wie dies 
die Sozialverbände fordern. Um ein men-
schenwürdiges Leben zu ermöglichen, 

sind diese Regelsatzberechnungen nach-
vollziehbar, bedarfsgerecht und auf der 
Grundlage verlässlicher Zahlen und schlüs-
siger Berechnungsverfahren zu ermitteln. 
Sie dürfen nicht weiterhin künstlich klein-
gehalten werden.
- Die Sanktionsregelungen müssen endgül-
tig fallen. Schon das Bundesverfassungs-
gericht stellte fest, dass es dem Grunde 
nach ein unverfügbares Grundrecht auf 
Gewährleistung eines menschenwürdi-
gen Existenzminimums gibt. Sanktionen 
passen nicht dazu, zumal Studien und Er-
kenntnisse aus der Praxis vor allem lang-
fristig negative Wirkungen auf die soziale 
Stabilisierung und Teilhabe belegen.
- Um Energiearmut wirksam zu bekämp-
fen, braucht es einen Paradigmenwech-
sel: Die Angemessenheit bei Heizkosten 
muss nach Verbrauch und nicht nach Preis 
vorgenommen werden, die Stromkosten 

als Teil der Wohnkosten anerkannt. Nicht 
vergessen werden darf, dass die wohlha-
benden Haushalte die tatsächlichen Ener-
giefresser sind, während die wenig Wohl-
habenden weniger verbrauchen, zumeist 
aber in den schlecht gedämmten, nicht 
energieeffizienten Wohnungen wohnen. 
Strom- und Gassperren müssen bundes-
weit ausgesetzt werden.
- Der soziale Arbeitsmarkt muss ausgebaut 
werden. Wenigstens 150.000 Menschen 
sollte im sozialen Arbeitsmarkt eine sinn-

hafte Beschäftigung gegeben werden. 
Die Zahl stagniert bei 40.000 Beschäf-
tigten. Hier muss Dampf auf den Kes-
sel.
Darüber hinaus stellten wir die Forde-
rung auf, dass die Kosten für die „wei-
ße Ware“, also für Kühlschränke oder 
Waschmaschinen, durch die Jobcenter 
im Bedarfsfall übernommen werden, 
damit energieeffiziente Geräte ange-
schafft und nicht der sowieso zu gerin-
ge Regelsatz zusätzlich belastet wird. 
Damit waren wir bereits in den Aus-
schussberatungen des Bundesrates er-
folgreich. Die Bundesregierung hat nun 
zugesagt, dies umsetzen zu wollen.
Nachdem das Bürgergeld-Gesetz den 
Bundesrat passiert hat, wird es zum 1. 

Januar 2023 wirksam werden. 
Für die Ampelparteien SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und die FDP mag damit die 
Arbeit zu Ende sein. Wir werden sie daran 
erinnern, dass das Gegenteil der Fall ist. 
Wir wollen und werden dem Bürgergeld 
das Hartz IV austreiben. 
Wir werden alle Spielräume nutzen, die wir 
in den Ländern über die Jobcenter, über 
rechtliche Instrumente wie die Richtwerte 
für die Wohnkosten, über Landesarbeits-
marktprogramme etc. haben, um die so-
zialen Härten abzufedern und Sanktionen, 
wo es geht, abzuschwächen.
Wir werden im Deutschen Bundestag, über 
die linksregierten Länder im Bundesrat 
und durch unsere linken Landesregierun-
gen alles dafür tun, um den Systemwech-
sel zu erreichen. Es bleibt dabei: Hartz IV 
muss weg.

Fachkräfte mit guter Arbeit und 
guten Löhnen nach Mecklenburg-

Vorpommern holen

Zu den Arbeitsmarktzahlen für den 
Monat November erklärt der arbeits-
marktpolitische Sprecher der Links-
fraktion, Henning Foerster:
„Der Anstieg der Arbeitslosenzahlen kann 
und darf nicht über den zunehmenden 
Mangel an Fachkräften auch in Meck-
lenburg-Vorpommern hinwegtäuschen. 
Immer mehr Ausbildungs- und Arbeits-
plätze bleiben in der Folge unbesetzt. 
Umso wichtiger ist es, dass Mecklenburg-

Vorpommern beim Thema gute Arbeit und 
gute Löhne deutliche Schritte nach vorne 
macht. Nur mit attraktiven Bedingungen 
können wir im Ringen um Fachkräfte be-
stehen.
Auf der kommenden Landtagssitzung 
werden wir deshalb das Thema mit dem 
Antrag ‚Mecklenburg-Vorpommern zum 
Land der Guten Arbeit weiterentwickeln‘ 
in den Fokus rücken. Es ist wichtig, dass 
die Wirtschaftsförderung endlich neu 
ausgerichtet wird und Unternehmen mit 
höheren Fördersätzen belohnt werden, 
die tarifgebundene oder zumindest gute 
Löhne zahlen. Ein weiterer Schritt muss 
sein, den bestehenden Tarifverträgen bei 

der Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
deutlich mehr Gewicht zu verleihen. Die 
rot-rote Koalition wird die Landesregie-
rung auffordern, dafür im kommenden 
Jahr einen entsprechenden Gesetzentwurf 
vorzulegen.
Mehr als 15 Jahre lang hat die CDU das 
Wirtschaftsministerium gestellt. Eine 
aktive Industriepolitik war nicht einmal 
im Ansatz zu erkennen. Hier müssen die 
eingetretenen Pfade verlassen und die In-
dustriestrategie muss endlich konsequent 
umgesetzt werden. Nur so wird es gelin-
gen, mehr gut bezahlte Industriearbeits-
plätze zu schaffen. “
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AUS DEM LANDKREIS

Das Jahr nähert sich dem Ende und auch 
wir in der Kreistagsfraktion kommen in 
die Laune zu resümieren, wie es denn so 
gelaufen ist mit dieser unserer kommuna-
len Tätigkeit. Oft schwimmt man dann bei 
solchen Analysen auch im eigenen Saft, 
bleibt in seiner Blase oder wie auch immer 
man das nennen möchte. Denn die Kom-
munikation über diese unsere Tätigkeit mit 
der Außenwelt bleibt nach wie vor, trotz  
Livestream, sehr begrenzt, eher Themen-
bezogen sporadisch. 
Mit dem viertgrößten Landkreis der Bun-
desrepublik haben wir elf Kreistagsmit-
glieder, davon sechs Frauen, eine Menge 
an Territorium, an Gemeinden, an Men-
schen, an Themen zu kennen. Echt eine  
Herausforderung, der wir uns engagiert  
stellen. Und das auch trotz weiterer inner-
betrieblicher Probleme im Kreistag selbst. 
So hat der Auflösungsprozess der AfD-
Fraktion dazu geführt, dass deren ganz 
rechter Flügel jetzt eine neue Fraktion mit 
dem populistischen Titel „Demokratische 
freiDenker“ gegründet hat. Viele Gremien 
des Kreistages mussten neu gewählt wer-
den und wir standen vor der Frage, wie 
gehen wir mit der Wahl dieser Menschen 
um. Eher Nichtwählen war die grundsätzli-
che Überzeugung. Aber dann gibt es auch 
eine Kommunalverfassung und die sieht 
vor, dass allen Fraktionen entsprechend 
eines Verteilerschlüssels Sitze in den 
Ausschüssen zustehen. Und sie legt auch 
fest, dass die jeweils Vorgeschlagenen der 
Fraktionen auf einer Liste gewählt werden 
(ähnlich der Listen der Nationalen Front). 
Entweder Alle wählen oder Keinen. Also 
sitzen nun in verschiedenen Gremien des 
Kreistages zwei Vertreter der ehemaligen 
AfD-Fraktion, wenn auch mit anderem Na-
men. 
Andere Fraktionen mussten Plätze ab-

geben. Wir als zweitstärkste Fraktion im 
Kreistag nicht. Und wir haben uns auch 
sehr gefreut, dass nach der Neukonstitu-
ierung der Ausschüsse unsere „ehema-
ligen“ Ausschussvorsitzenden wiederge-
wählt wurden, eben weil sie eine allseitig 
anerkannte fachlich herausragende Arbeit 
leisten. Erwin Kischel im Finanzausschuss 
und Dörte Schmidt im Jugendhilfeaus-

schuss, pragmatisch und ganz ohne Popu-
lismus. Und von Letzterem haben wir im 
Kreistag eine Menge. Insbesondere auch 
durch eine „indirekte“ Fraktion, nämlich 
die der Bürgermeister.  Auch in unserer 
Fraktion haben wir mit Hans Müller ei-
nen Bürgermeister. Im Kreistag muss das 
Wohlergehen des gesamten Landkreises 
gesehen werden. Jeder Gemeinde kann 
es nur so gut gehen, wie zum Beispiel in-
frastrukturelle Entwicklungen vorhanden 
sind.
Und dafür wird Geld gebraucht. Da der 
Landkreis seine Einnahmen über Landes-
zuweisungen bzw. Umlagen, nämlich der 

vieldiskutierten Kreisumlage realisiert, ste-
hen die Bürgermeister auf der Matte. 
Natürlich kann man das System Kreisum-
lage als Mittel zur Spaltung der gemeind-
lichen Ebene betrachten, denn die Bür-
germeister betonen immer, dass der Kreis 
ihnen Geld wegnimmt. Der Kreis ist eine 
gemeindliche Ebene. Bekanntlich sagt 
man ja, wenn zwei sich streiten freut sich 
der Dritte. Und das ist in unserem Fall das 
Land. Demzufolge müsste das Grundge-
rüst der Finanzausstattung auf den Prüf-
stand, aber wer soll das anfangen!? 

Zurück zu den Bürgermeistern.
Wie alle wissen, haben neben den landes-
politischen Themen, wie ein unvollstän-
diges KITA Gesetz, auch internationale 
Kriege zu finanziellen Problemen im Kreis-
haushalt geführt. Durch eine Erhöhung der 
Kreisumlage sollen diese Probleme abge-
fangen werden.  Den damit verbundenen 
Nachtragshaushalt haben im Juni vor allem 
die CDU Bürgermeister als Gralshüter der 
Gemeinden verhindert  und damit auch 
Investitionen blockiert. Einem nicht we-
sentlich veränderten Nachtragshaushalt 
im Herbst stimmten sie dann ohne Diskus-
sion zu. Sie wussten, dass es unter gege-
benen Verhältnissen gar nicht anders geht 
und die Argumentation unserer Fraktion 
schlüssig war. 
Deshalb freuen wir uns auf das neue Jahr, 
wir werden weiterhin dran bleiben, auch 
wenn die Aufgaben nicht kleiner werden. 
Eine enge Zusammenarbeit mit der neuge-
wählten Oberbürgermeisterin der HansE- 
und Universitätsstadt Rostock, Eva-Maria 
Kröger, kann dem Anliegen unserer kom-
munalen Familie nur dienlich sein.
Karin Schmidt
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE im 
Kreistag Landkreis Rostock

AUS DER ARBEIT DER 
KREISTAGSFRAKTION

HERBSTAKTION IM LANDTAG
Im Rahmen einer Herbstaktion waren Po-
litiker des Landtages unterwegs, um die 
Ausgabestellen der Tafeln zu besuchen. 
In Sanitz hatte sich der Abgeordnete Mi-
chael Noetzel von der Partei DIE LINKE 
beim Sozialausschuss angemeldet. Nach 
Kröpelin und Bad Doberan waren wir seine 
3. Station. 
Michael Noetzel war beeindruckt, wie viele 
Personen in der kleinen Ausgabe betreut 
werden. Immerhin ist die Zahl der ange-
meldeten Familien in diesem Jahr von 25 

auf 50 gestiegen und dahinter verbergen 
sich zwischen 130 bis 150 Personen. 
Astrid Röpke und ihre langjährige treue 
Mannschaft sind trotz weniger geliefer-
ter Produkte bemüht, jeder Familie ein 
Zubrot mit auf den Weg zu geben. Mi-
chael Noetzel dankte für die ehrenvolle 
Aufgabe, die gerade in diesen Zeiten sehr 
wichtig ist.  

Barbara Kirchhainer 
Vorsitzende des Sozialausschusses
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Einige Einwohner von Schwaan haben sich 
am Volkstrauertag am „Ehrenmal gegen 
Krieg und Faschismus“ zusammengefun-
den, um den Millionen Toten und Gefalle-
nen durch Kriege und Gewalt, zu geden-
ken.
Wie jedes Jahr betonen die Teilnehmer in 
einer kurzen Ansprache und bei der Kranz-
niederlegung immer wieder, Frieden ist 
kein Naturgesetz, sondern muss immer 
wieder, jeden Tag, neu errungen werden. 
Frieden ist für Menschen, Tiere und Um-
welt mit nichts zu ersetzen. Der Ukraine- 
Krieg zeigt deutlich, dass dieser Krieg in 
allen Ländern der Welt spürbar ist. Inflati-
on, Hungersnot in Asien und Afrika, Sank-
tionen, Millionen Flüchtlinge, militärische 
Aufrüstung, …..
In vielen Brandbriefen von Bürgern, Wis-
senschaftler, Parteien und Bürgerinitia-
tiven an die Bundesregierung, ist über-
greifend gefordert worden: diplomatische 
Verhandlungen statt immer mehr Waffen-
lieferungen. Nicht im Ansatz sind von Sei-
ten der westlichen Staaten die Bemühun-
gen dahin gehend zu erkennen! Ein dritter 
Weltkrieg kann sich die Menschheit nicht 
leisten, sondern kann für uns alle der Un-
tergang sein. Derzeit werden 28 Kriege 
und bewaffnete Konflikte in 5 von 7 Erd-

teilen geführt. U.a. Afghanistan seit 1978, 
Irak seit 1998, Somalia seit 1988 usw. - 
und es ist kein Ende abzusehen. Welches 
menschliche Leid und unendliche Zerstö-
rung, Hungersnot und Armut herrschen 
dort.
Lasst uns alle immer wieder daran den-
ken und so handeln, dass unsere Kinder 
und die nachfolgenden Generationen in 
Frieden aufwachsen können, und dass die 
friedliebenden Kräfte sich international 
durchsetzen. 
Im Namen der Teilnehmer 
Manfred Klein

AUS DEM LANDKREIS

TERMINE
WANN?   		  WO?   			   WAS?

Sa. 13.5. 		  Bergen			   Landesparteitag
Di., 13.12.		  Rostock, Niklotstr. 13	 Vortrag: Wachstum ohne Ende? 
						      Eine kurze Geschichte des 	
						      Kapitalismus (RLS)

VOLKSTRAUERTAG

LYRIK
Miniformat-Minister (von Jürgen Riedel)

Nicht nur gesinnungsfrostige Politik
auch häufiges niedriges Niveau

hinter hohen Titeln
machen kritikwache Menschen

politikverdrossen

Passende Definition (von Jürgen Riedel)

Wenn man sich mitteleuropäischem Kul-
turkreis anpasst

ist man Deutscher
falls nicht: kein Deutscher

selbst wenn der Pass einen als Deutschen 
ausweist

Personalien-Deutscher

Wegweiser (von Janina Niemann-Rich)

Schließe nicht Türen
die Offenheit erfordern

öffne nicht Türen
durch die du nicht gehen kannst
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AUS DEM BUNDESTAG
Sehen, worüber man 

spricht und entscheidet

Berlin – Nairobi – Lusaka – Berlin. So lau-
tete mein Reiseplan vor ein paar Wochen. 
Mit dem Ausschuss für Ernährung und 
Landwirtschaft war ich eine Woche in Ke-
nia und eine in Sambia. Viele Termine und 
Gespräche gab es zum Thema Ernährung 
und Landwirtschaft. Schöne Landschaften 
und krasseste Armut – beides habe ich 
gesehen. Große Sorgen und Hoffnungen – 
beides habe ich gespürt.

Die bei uns teils gelangweilt diskutierten 
oder abgestrittenen Probleme Klimawan-
del, globale Ungleichheit und weltweite 
Ausbeutung sind am Äquator harte Reali-
tät.

Die Länder Afrikas haben gerade mal 2,8% 
der historischen CO2-Emmissionen verur-
sacht – Europa über 30%! Aber in Kenia ist 
die fünfte Regenzeit in Folge ausgeblieben 
– Folge des Klimawandels. Für die Men-
schen dort heißt das: Mangelernährung 
und drohender Hungertod. Zehn Prozent 
der Menschen in Kenia sind vom Hunger-
tod bedroht. 

Und in Deutschland verzichtet die Am-
pel erst nach heftiger Kritik auf die Kür-
zung der Mittel für das Welternährungs-
programm. Beim Klimagipfel in Ägypten 
werden läppische 170 Millionen Euro zur 
globalen Abwendung von Klimaschäden 
angeboten. 

Ich habe mir vor Ort Projekte 
angeschaut, die Wasser rück-
halten sollen, wenn es dann 
kommt – wenn…. Solche Pro-
jekte halten die klimabezogene 
Wasserknappheit nicht auf. Sie 
können nur die Folgen abmil-
dern. 

DIE LINKE fordert daher, dass 
die Industrieländer endlich 
ihrer Verantwortung gerecht 
werden. Das bedeutet, dass 
sie die von ihnen verursachten 
Schäden ausgleichen. Das be-
deutet aber mehr als 170 Mil-
lionen Euro deutscher Anteil. 
DIE LINKE fordert außerdem, 
dass hierzulande und in allen 
Industrieländern endlich wirk-
samer Klimaschutz betrieben 
wird, und zwar mit den Men-
schen und nicht gegen sie.

In Kenia haben wir auch eine 
Blumenfarm besucht. Sie 
wurde uns als Vorbildprojekt 

präsentiert. Und natürlich, mit 135 Euro 
Monatslohn verdienen die Arbeiterinnen 
und Arbeiter dort über dem Durchschnitt. 
Der Profit allerdings bleibt nicht im Land, 
denn die Farm wird von Europäern betrie-
ben. Günstige Blumen für Europa bedeutet 
eben Ausbeutung von Mensch und Natur 
dort, bedeutet auch, dass auf diesen Flä-
chen keine Nahrungsmittel angebaut wer-
den. Ich musste an Bertolt Brecht denken 
und was er den Armen dem Reichen ent-
gegnen ließ: Wär ich nicht arm, wärst Du 
nicht reich. 

Als Linksfraktion im Bundestag kämpfen 
wir deswegen für eine Stärkung der loka-
len Akteure und Strukturen. Durch Bildung, 
sinnvolle Projektfinanzierung und eine Zu-
sammenarbeit auf Augenhöhe sollten die 
Menschen vor Ort gestärkt werden. Unser 
Ziel als Linksfraktion ist es, den Menschen 
ein besseres Leben zu ermöglichen, und 
zwar durch eigene Kraft. Deutschland 
trägt aber auch unter der Ampel weiterhin 
zur globalen Ungerechtigkeit bei, indem 
wir beispielsweise Billiglebensmittel ex-
portieren, damit lokale Märkte zerstören 
und Wertschöpfung damit immer stärker 
nur noch bei uns stattfindet.

MdB Ina Latendorf

Gewinner: Eva-Maria Kröger - neu ge-
wählte Oberbürgermeisterin der Hanse- 
und Universitätsstadt Rostock. Wir gratu-
lieren herzlich!
Verlierer: Die deutsche Fußball-National-
mannschaft

In Deutschland wird alle zweieinhalb Tage 
eine Frau durch ihren Partner oder Ex-
partner ermordet. Die Dunkelziffer dürfte 
weit höher liegen. Um die Gewalt gegen 
Frauen und Kinder wirksam zu bekämpfen, 
braucht es endlich eine Vollfinanzierung 
von Frauenberatungsstellen und -notrufen, 
ausreichend Frauenhausplätze und mehr 
Mittel für Präventionsprogramme! 

„Eva ist eine politische Maschine, die im-
mer abliefert.“ Christian Albrecht

Ewa (von Janina Niemann-Rich)

Ein Zauberwind
trägt Dich durch Zeit und Raum

ein Traum
ein Glück
ein Leben

Ware (von Janina Niemann-Rich)

Weihnacht
am Wühltisch
verkommen

Temperatursturz (von J. Niemann-Rich)

Sinn der Weihnacht
auf Glatteis geführt

Heilig? (von Janina Niemann-Rich)

Geweihte Nacht
im Weihrauch verraucht
Rauschkauf raubt Sinn

Ab 2022 (von Jürgen Riedel)

Im jungen mittleren hohen Alter
würde Alternative Hungern oder Frieren

durch steile Steigerung der Preise
seltener sein

ließe nicht Politik jahrzehntelang
das Soziale hungern und frieren

LYRIK

MONATSZITAT

MONATSZAHL


